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Neues aus Berlin 

Brückenteilzeit: Für eine mo-

derne Arbeitswelt, die zum 

Leben passt 

Es war ein langer Weg und ein harter 

Kampf, aber die SPD-Bundestagsfraktion 

hat sich am Ende in der Koalition durch-

gesetzt: Künftig bleiben weniger Frauen 

in der Teilzeitfalle hängen. Denn mit dem 

Gesetzentwurf zur so genannten Brü-

ckenteilzeit löst das Bundesarbeitsminis-

terium eine der zentralen Forderungen 

der Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten aus dem Bundestagswahlkampf 

ein. Über den Gesetzentwurf zur Weiter-

entwicklung des Teilzeitrechts hat das 

Parlament am Freitag in erster Lesung 

diskutiert (Drs. 19/3452). 

 

Der SPD-Fraktion geht es mit der Brü-

ckenteilzeit um eine moderne Arbeitswelt, 

in der sich die Wünsche und Herausforde-

rungen des Alltags mit dem Beruf verein-

baren lassen. Die Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten wollen, dass es 

möglich ist, Brücken zu bauen zu den ei-

genen Lebensplänen und Lebenslagen – 

eine Brücke ins Ehrenamt, in die Weiter-

bildung, in die Verwirklichung eigener 

Ziele und zurück. Das leistet die neue 

Brückenteilzeit, sie ist ein Beitrag zur 

Gleichstellung von Frauen und, hilft, Al-

tersarmut zu vermeiden und dringend ge-

brauchte Fachkräfte zu sichern. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor: Beschäf-

tigte, die in Zukunft eine befristete Zeit 

lang in Teilzeit gearbeitet haben, bekom-

men dann einen Rechtsanspruch darauf, 

wieder zur vorherigen Arbeitszeit zurück-

zukehren und damit aus der Teilzeitfalle 

zu entkommen. 

 

So funktioniert es: 

Die Voraussetzungen für diesen Rechts-

anspruch auf Rückkehr zur alten Arbeits-

zeit sind, dass sich die Teilzeitphase auf 

einen Zeitraum zwischen einem und fünf 

Jahren beschränkt, dass der Betrieb, in 

dem man arbeitet, mehr als 45 Beschäf-

tigte hat, man dort seit mehr als sechs 

Monaten angestellt ist und den Antrag 

schriftlich, drei Monate vor Beginn der ge-

wünschten Verringerung, stellt. 

 

Der Gesetzentwurf beinhaltet noch mehr:  

 

• Teilzeitbeschäftigte, die mehr ar-

beiten wollen, können das auch 

leichter durchsetzen.  

 

• Die Arbeit auf Abruf wird durch ge-

setzliche Regelungen ebenfalls 

planbarer. So darf der Arbeitgeber 

vom Arbeitnehmer bzw. der Ar-

beitnehmerin nicht verlangen, 

mehr als 25 Prozent über die ver-

einbarte Wochenarbeitszeit hinaus 

zu arbeiten. Genauso darf die wö-

chentliche Arbeitszeit aber auch 

nicht mehr als 20 Prozent unter die 

vereinbarte Wochenarbeitszeit fal-

len. 

 

• Weiter regelt die Gesetzesvorlage, 

dass künftig automatisch 20 statt 

bisher zehn Stunden Wochenar-

beitszeit als vereinbart gelten, 

wenn keine bestimmte Dauer im 

Vorhinein festgelegt wurde. 

 

Hubertus Heil (SPD), Bundesarbeitsminis-

ter, aus dessen Ministerium die Vorlage 

stammt, macht deutlich: „Der Gesetzent-

wurf bedeutet für viele Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer eine ganz konkrete 

Verbesserung im Arbeitsleben. Gleichzei-

tig ist sichergestellt, dass vor allem auch 

kleine und mittelständische Unternehmen 

die neue Brückenteilzeit ohne unzumut-

baren Mehraufwand umsetzen können.“ 

 

 

Halbe-halbe bei Krankenkas-

senbeiträgen 

Die Parität bei den gesetzlichen Kranken-

kassenbeiträgen wird wiederkommen. 

Dazu hat das Parlament am Donnerstag 

in erster Lesung das GKV-Versicherten-

entlastungsgesetz debattiert (Drs. 

19/4454). 
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Die Beitragszahlerinnen und -zahler sol-

len mit dem Gesetz um insgesamt rund 8 

Milliarden Euro pro Jahr entlastet werden. 

So wird der Zusatzbeitrag, der bisher nur 

von den Versicherten getragen wird, 

künftig wieder zu gleichen Teilen von Ar-

beitgebern und Arbeitnehmern bezahlt. Er 

liegt im Durchschnitt bei 1 Prozent des 

Bruttoeinkommens. 

 

Für die Versicherten bedeutet das eine 

Entlastung um 0,5 Prozent ihres Brutto-

einkommens. Das sind bei einem Durch-

schnittseinkommen von 3000 Euro brutto 

monatlich ca. 15 Euro mehr. Rentnerin-

nen und Rentner profitieren ebenfalls. Ihr 

Zusatzbeitrag wird zukünftig zur Hälfte 

durch die Deutsche Rentenversicherung 

übernommen. 

 

Unterstützung für Selbstständige 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf 

eine Halbierung der Einstiegsbeiträge für 

Selbstständige vor. Das ist wichtig, weil 

es die Attraktivität der gesetzlichen Kran-

kenversicherung für Selbständige stei-

gert. Heute können viele privatversi-

cherte Selbständige im Alter die hohen 

Prämien nicht mehr bezahlen. Künftig 

können sie sich günstiger gesetzlich ver-

sichern. 

 

Zugleich sollen die Krankenkassen un-

klare Mitgliedschaften in der gesetzlichen 

Krankenversicherung beenden. Bisher 

war das nur möglich, wenn ein freiwillig 

Versicherter, zum Beispiel ein Selbststän-

diger, seinen Austritt aus der Kranken-

kasse erklärte. Ist jedoch ein Versicherter 

nicht erreichbar, zahlt keine Beiträge und 

ist auch nicht abgemeldet, wird er oder 

sie bislang zum Höchstbeitrag weiterver-

sichert. So häuften sich Beitragsschulden 

an. Nun sollen die Krankenkassen dazu 

verpflichtet werden, die Mitgliedschaft 

solcher quasi passiven Mitglieder zu be-

enden. 

 

Finanzreserven abschmelzen 

Verbesserungen sieht der Gesetzentwurf 

auch für Zeitsoldatinnen und -soldaten 

vor: Ihnen ebnet er nach Ende der Dienst-

zeit den Weg in die gesetzliche Kranken-

versicherung. 

 

Angesichts der zum Teil hohen Rücklagen 

von Krankenkassen sollen diese dazu ver-

pflichtet werden, ihre Finanzreserven ab-

zuschmelzen. Die Rücklagen dürfen dem 

Entwurf zufolge künftig eine Monatsaus-

gabe nicht mehr überschreiten. Über-

schüssige Beitragseinnahmen müssen 

von 2020 an innerhalb von drei Jahren 

abgebaut werden. Krankenkassen mit ei-

ner Reserve von mehr als einer Monats-

ausgabe sollen ihren Zusatzbeitrag nicht 

anheben dürfen. Zugleich soll der soge-

nannte Risikostrukturausgleich (RSA) re-

formiert werden, um den Kassenwettbe-

werb nicht zu verzerren. 

 

Das Gesetz soll zum 1. Januar 2019 in 

Kraft treten und ist im Bundesrat nicht zu-

stimmungspflichtig. 

 

 

Für starke Pflege in Kranken-

häusern, Heimen und priva-

ten Haushalten 

Am Donnerstag hat der Bundestag in ers-

ter Lesung das so genannte Pflegeperso-

nalstärkungsgesetz beraten (Drs. 

(19/4453). Das geplante Gesetz ist ein 

wichtiger Schritt für bessere Arbeitsbe-

dingungen, höhere Löhne und mehr Per-

sonal in der Pflege. 

 

Denn die Situation hat sich in den letzten 

Jahren zugespitzt. Pflege ist zu einer der 

größten Herausforderungen für unsere 

Gesellschaft geworden. Viele Pflegekräfte 

sind wegen der hohen Arbeitsverdichtung 

chronisch überlastet. Der Gesetzentwurf 

sieht vor, in den Krankenhäusern von 

2020 an die Pflegepersonalkosten den 

Krankenhäusern direkt zu erstatten. Da-

mit entfällt der Anreiz, Pflegekosten zu 

Lasten des Personals einzusparen. 

 

Jede zusätzliche Pflegekraft und alle Ta-

rifsteigerungen für Pflegekräfte sollen zu-

künftig voll von den Krankenkassen über-

nommen werden. Zudem wird von 2020 

an erstmals in Kliniken ein Pflegeperso-

nalquotient ermittelt, der das Verhältnis 
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der Pflegekräfte zum Pflegeaufwand be-

schreibt. Damit soll eine Mindestpersonal-

ausstattung in der Pflege erreicht werden. 

 

Für die stationären Pflegeeinrichtungen 

sieht der Gesetzentwurf ein Sofortpro-

gramm für 13.000 neue Pflegestellen vor. 

Je nach Einrichtungsgröße gibt es An-

spruch auf bis zu zwei Stellen zusätzlich. 

 

Rechtsanspruch auf stationäre Reha-

Leistungen 

Der Gesetzentwurf sieht auch vor, von 

2019 an die Ausbildungsvergütungen in 

der Kinderkrankenpflege, der Kranken-

pflege und der Krankenpflegehilfe im ers-

ten Ausbildungsjahr durch die Kassen zu 

refinanzieren. Damit soll die Bereitschaft 

zur Ausbildung gestärkt werden. 

 

Eine Verbesserung für pflegende Angehö-

rige wäre der Rechtsanspruch auf statio-

näre Reha-Leistungen. Denn wer auf sie 

angewiesen ist und gleichzeitig einen An-

gehörigen pflegt, kann die Reha-Leistun-

gen für sich selbst in der Regel nicht am-

bulant wahrnehmen. 

 

Für professionelle Pflegekräfte hält der 

Gesetzentwurf – neben mehr Personal – 

ebenfalls Verbesserungen bereit: Erstens 

würden die Krankenkassen verpflichtet, 

noch mehr Geld für Leistungen der be-

trieblichen Gesundheitsförderung aufzu-

wenden. Und zweitens würden der Bund 

und die Krankenkassen über einen Zeit-

raum von sechs Jahren Maßnahmen un-

terstützen, die eine bessere Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf fördern. Überdies 

soll eine Digitalisierungsoffensive dazu 

beitragen, Pflegekräfte zu entlasten.  

 

Der Gesetzentwurf, der im Bundesrat 

nicht zustimmungspflichtig ist, soll zu 

Jahresbeginn 2019 in Kraft treten. 

 

 

Verfassungsänderung für 

mehr Bildung und sozialen 

Wohnungsbau 

Mehr Unterstützung für moderne Schulen, 

mehr sozialer Wohnungsbau, besserer 

Personennahverkehr: Mit mehreren 

Grundgesetzänderungen will die Koalition 

die Grundlagen für eine bessere Koopera-

tion zwischen Bund und Ländern schaffen. 

Der Gesetzentwurf dazu ist am Freitag-

morgen im Plenum des Bundestages in 

erster Lesung beraten worden (Drs. 

19/3440). 

 

Im Einzelnen: 

Zukünftig soll es einfacher für den Bund 

werden, die Bundesländer bei der Finan-

zierung von Investitionsvorhaben in den 

Bereichen Bildung, sozialer Wohnungsbau 

und Gemeindeverkehr zu unterstützen. 

 

Mit der Änderung des Artikels 104c GG 

soll der Bund dann nicht nur in finanz-

schwachen Kommunen in die kommunale 

Bildungsinfrastruktur, etwa in Schulen, 

investieren können. Alle Kommunen und 

Länder werden so über mehr Investitions-

möglichkeiten verfügen können – wie im 

Koalitionsvertrag vereinbart. Mit Hilfe des 

Bundes soll auch die Ganztagsbetreuung 

ausgebaut werden. Um die digitale Aus-

stattung der Schulen zu modernisieren, 

investiert der Bund in den kommenden 

Jahren 5 Milliarden Euro (Digitalpakt). 

 

Ein neuer Artikel 104d GG soll es dem 

Bund dauerhaft auf hohem Niveau ermög-

lichen, den Bundesländern Finanzhilfen 

für gesamtstaatlich bedeutsame Investiti-

onen beim sozialen Wohnungsbau zu ge-

währen. Ohne die neue Norm könnte der 

Bund den Ländern für den sozialen Woh-

nungsbau nur Umsatzsteuermittel abtre-

ten, bei denen es zwar eine politische, 

aber keine rechtliche Zweckbindung der 

Mittel geben würde. Die Förderung von 

sozialem Wohnraum hat höchste Priorität, 

dafür investiert der Bund in dieser Wahl-

periode 5 Milliarden Euro. Ohne die 

Grundgesetzänderung würde die Unter-

stützung des Bundes 2019 auslaufen. 

 

Mit der Änderung des Artikels 125c GG 

kann das Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetz, das Investitionshilfen des 

Bundes für bessere Verkehrsverhältnisse 

in den Gemeinden vorsieht, bereits vor 

dem 1. Januar 2025 geändert werden. So 

können die Mittel des Gemeindeverkehrs-
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finanzierungsgesetzes 2020/2021 zusam-

men um 1 Milliarde Euro angehoben wer-

den. 

 

In Artikel 143e GG soll eine bereits 2017 

einfachgesetzlich geregelte Öffnungsklau-

sel in der Bundesfernstraßenverwaltung 

hinsichtlich Planfeststellung und Plange-

nehmigung im Grund-gesetz abgesichert 

werden. 

 

 

Beschluss: Fahrverbote ver-

hindern, technisch und wirt-

schaftlich sinnvolle Nachrüs-

tung durchsetzen 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat am 

Dienstag einen Beschluss zur technischen 

Nachrüstung bei Dieselfahrzeugen verab-

schiedet. Darin fordert sie die Bundesre-

gierung auf, mit den inländischen und 

ausländischen Automobilherstellern eine 

Hardwarenachrüstung für Dieselfahr-

zeuge der Abgasnorm Euro 5 und 6 zu 

vereinbaren, um die Luft in hochbelaste-

ten Städten wie Stuttgart, München, Düs-

seldorf oder Hamburg zu verbessern und 

Fahrverbote zu verhindern. Die Kosten, 

die sich pro Umrüstung in einem modera-

ten Rahmen von 1500 bis 3000 Euro be-

wegen, müssen von der Industrie getra-

gen werden. 

 

In vielen deutschen Städten ist die Kon-

zentration von Stickoxiden deutlich über 

den Grenzwerten – was vor allem an den 

Abgasen von Diesel-Pkw liegt. Die Nach-

rüstung von Bussen des ÖPNV wird be-

reits in Angriff genommen, weitere Maß-

nahmen sieht das Sofort-Programm „Sau-

bere Luft 2017-2021“ vor. All dies wird je-

doch nicht reichen, wenn nicht auch die 

Diesel-Pkw nachgerüstet werden. 

 

Der Dieselskandal um manipulierte Ab-

gasreinigungssysteme hat gezeigt, dass 

auch die modernen Diesel die verlangten 

Abgasnormen nicht einhalten. Die Autoin-

dustrie hat sich bisher nur auf Software-

Updates verpflichten lassen oder führt sie 

freiwillig durch. Allerdings mit mäßigem 

Erfolg: Die Schadstoffrate wird hier nur 

um 20 Prozent reduziert, im realen Fahr-

betrieb ist dieser Wert noch einmal deut-

lich niedriger. Hardwarenachrüstungen, 

wie ADAC-Tests beweisen, bringen viel 

mehr: Um bis zu 70 Prozent lässt sich der 

schädliche Stickoxidausstoß mit dem Ein-

bau eines SCR-Katalysators reduzieren. 

 

 

Wohngipfel mit ersten guten 

Ergebnissen – SPD-Fraktion 

fordert mehr 

Ob zur Miete oder im Wohneigentum – für 

viele Menschen wird es immer schwieriger 

bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf 

Druck der Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten handelt die Koalition jetzt. 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert aber 

noch mehr. 

 

Sie hat deshalb Anfang September einen 

Beschluss zum bezahlbaren Wohnen ge-

fasst. Die Bundesregierung hat ebenfalls 

weitere Maßnahmen ergriffen, zum Bei-

spiel das Mieterschutzgesetz, das jetzt 

vom Kabinett beschlossen wurde. Damit 

wird unter anderem die so genannte Miet-

preisbremse nochmals verschärft. 

 

Zudem hatte die Koalition zu einem 

Wohngipfel eingeladen, an dem am ver-

gangenen Freitag neben der Bundesregie-

rung und Vertretern der Koalitionsfraktio-

nen die Bundesländer, die Kommunalen 

Spitzenverbände und die Mitglieder des 

Bündnisses für bezahlbares Wohnen teil-

nahmen. 

 

Gemeinsam wurde auf dem Gipfel ein 

Maßnahmenbündel für mehr bezahlbaren 

Wohnraum und mehr Mieterschutz be-

schlossen. 

 

Besonders erfreulich: Viele Vorschläge für 

eine Mietenwende, die zuvor von SPD-

Fraktionschefin Andrea Nahles und Hes-

sens SPD-Fraktionschef Thorsten Schä-

fer-Gümbel, vorgelegt worden waren, ha-

ben Eingang in den Beschluss des Wohn-

gipfels gefunden. 

 

 



 

 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB | Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

T: 030 – 227 73 071 | F: 030 – 227 76 173 | E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 

5 

 

Das sind unter anderem: 

• Die Verdrängung von Mieterinnen 

und Mietern erfolgt häufig durch 

Umwandlung von Mietwohnungen 

in Eigentumswohnungen. Die Mie-

ter selbst können sich die Woh-

nungen oft nicht leisten und wer-

den aus ihrem sozialen Umfeld ge-

drängt. Daher müssen solche Um-

wandlungen in stark nachgefrag-

ten Gebieten erheblich einge-

schränkt werden. 

• Die Bundesländer sollen künftig 

durch ihre Förderprogramme be-

sonders den Bau von neuem 

Wohnraum mit langfristigen Sozi-

albindungen unterstützen. Nur 

über lange Sozialbindungen kön-

nen langfristig günstige Mieten ga-

rantiert werden. 

• Um die Transparenz zu verbes-

sern, welche Flächen bebaut wer-

den könnten, aber nicht genutzt 

werden, wird ein Flächenmonito-

ring eingeführt. 

• Der Missbrauch bei der Grunder-

werbssteuer mittels „Share Deals“ 

soll schnellstmöglich effektiv und 

rechtssicher beendet werden. 

Share Deal bedeutet eine Form 

des Unternehmenskaufs, bei dem 

der Käufer vom Verkäufer die An-

teile an der zum Verkauf stehen-

den Gesellschaft erwirbt. Mit dem 

Begriff Share Deal kann auch die 

teilweise Übernahme von Anteilen 

an einer Gesellschaft bezeichnet 

werden. 

• Wer den Auftrag vergibt, soll zah-

len. Das muss auch für Immobili-

enverkäufe gelten. Deshalb strebt 

die Bundesregierung geringere 

Kosten für den Erwerb selbstge-

nutzten Wohnraums bei den Mak-

lerkosten an. Die SPD-Fraktion 

wird darauf achten, dass aus die-

ser Absichtserklärung eine kon-

krete Gesetzesvorlage wird. 

• Zudem wird nun die Forderung 

nach einer Revitalisierung von 

Stadt- und Ortskernen aufgegrif-

fen. Die Lebensqualität in ländli-

chen Räumen müssen wir erhal-

ten. 

 

Mit dem Wohngipfel sind erste wichtige 

Schritte hin zu einer Mietenwende verein-

bart. Es bedarf aber mehr. Dazu haben 

die Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten einen umfangreichen Zwölf-

Punkteplan für eine Mietenwende vorge-

legt. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert: 

• einen Mietenstopp auf den ange-

spannten Wohnungsmärkten. Die 

Bestandsmieten und Mieten bei 

Neuvermietungen sollen dort für 

fünf Jahre nur in Höhe der Inflation 

steigen dürfen; 

• noch weiter verschärfte Anforde-

rungen an Eigenbedarfskündigun-

gen; 

• eine weitere Absenkung der Mo-

dernisierungsumlage. Die jetzt 

vorgesehene Absenkung der Um-

lagefähigkeit von elf Prozent auf 

acht Prozent kann nur der erste 

Schritt sein; 

• längere Bindungsfristen im sozia-

len Wohnungsbau; 

• bei Neubauprojekten in ange-

spannten Wohnungsmärkten sol-

len zur Hälfte preisgebundene und 

preisgedämpfte Wohnungen ent-

stehen. 

• Die Spekulation mit Grund und Bo-

den und Immobilien müssen durch 

steuerliche Maßnahmen und bau-

rechtliche Vorgaben eingedämmt 

werden. Mehr Transparenz auf den 

Bodenmärkten kommt in diesem 

Zusammenhang eine besondere 

Bedeutung zu. Außerdem muss es 

eine zügige Reform der Grund-

steuer geben. 

• Schließlich bedarf es eines neuen 

Sozialpakts zwischen der öffentli-

chen Hand und Immobilieneigen-

tümern. Wer im Interesse der Mie-

terinnen und Mieter baut und nicht 

nur im Dienste einer bestmögli-

chen Rendite, soll vom Staat un-

terstützt werden. Auf diesem 

Wege soll ein breites und räumlich 

verteiltes Angebot von dauerhaft 

belegungs- und mietpreisgebun-

denen Wohnungen entstehen. 
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Die soziale Frage des 21. Jahrhunderts ist 

der bezahlbare Wohnraum. Die Antwor-

ten, die der Koalitionsvertrag und die Er-

gebnisse des Wohngipfels liefern, sind 

gut, aber noch nicht gut genug. Die SPD-

Bundestagsfraktion ist bereit, weitere 

Schritte einzuleiten, die der Größe der 

Herausforderung gerecht werden. 

 

 

Schnellere Planungs- und 

Genehmigungsverfahren 

Die Bundesregierung investiert in den 

kommenden Jahren in die Modernisierung 

und den Ausbau der öffentlichen Infra-

struktur. Doch aufgrund vielfältiger Erfor-

dernisse und umfassender Abstimmungs-

bedarfe im Vorfeld einer Baumaßnahme 

vergeht oft zu viel Zeit, bis die Maßnahme 

durchgeführt werden kann. 

 

Am Freitag hat das Parlament deshalb 

erstmals einen Gesetzentwurf zur Be-

schleunigung von Planungs- und Geneh-

migungsverfahren im Verkehrsbereich 

beraten (Drs. 19/4459). Mit diesem Pla-

nungsbeschleunigungsgesetz sollen die 

Verfahren zukünftig effizienter und 

schneller werden. 

 

Zentrale Punkte der Vorlage sind: keine 

Doppelprüfungen; weniger Schnittstellen; 

mehr Effizienz der Verfahren; mehr 

Transparenz und Digitalisierung bei der 

Bürgerbeteiligung sowie zügigere Ge-

richtsverfahren. 

 

 

SPD-Fraktion im Dialog – 

Frank Meier aus Oberkirch in 

Berlin 

 
 

Zu Fragen der Arbeitszeitpolitik der Zu-

kunft habe ich mich am Montag mit rund 

270 Betriebs- und Personalräten aus ganz 

Deutschland ausgetauscht. Die Konferenz 

fand wenige Tage vor der Bundestagsde-

batte über die Einführung der Brückenteil-

zeit statt. Besonders freute mich, dass 

mit Frank Meier von der Papierfabrik Au-

gust Koehler SE auch ein Betriebsrat aus 

Oberkirch zur 24. Betriebsrätekonferenz 

der SPD-Bundestagsfraktion nach Berlin 

gereist ist. 

 

Weil die Gestaltung von Arbeitszeit zu den 

Kernaufgaben von Betriebs- und Perso-

nalräten gehört, ist es sehr wichtig, dass 

wir uns hierzu austauschen. Und die heu-

tige Debatte über Arbeitszeitpolitik war 

intensiv und hoch interessant. Mit der 

Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion 

Andrea Nahles, Bundesarbeitsminister 

Hubertus Heil, dem IG-Metall-Bevoll-

mächtigten Roman Zitzelsberger, Frau 

Professorin Beate Beermann von der Bun-

desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-

medizin sowie weiteren Expertinnen und 

Experten haben wir die geballte Expertise 

zur Arbeitszeitpolitik auf der Konferenz 

versammeln können. 

 

Bei einer modernen Arbeitszeitpolitik geht 

es darum, unterschiedliche Interessen in 

Balance zu bringen. Es ist an der Zeit, die 

Arbeitsbedingungen, Arbeitszeiten sowie 

den Gesundheitsschutz unter die Lupe zu 
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nehmen. Unternehmen haben verständli-

cherweise ein Interesse daran, Innovation 

und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und 

Arbeitszeiten möglichst flexibel zu gestal-

ten. Das darf aber nicht dazu führen, dass 

ständige Erreichbarkeit, Wochenendar-

beit und überlange Arbeitszeiten zur Re-

gel werden. Arbeitszeiten müssten sich 

vielmehr an der Lebenswirklichkeit der 

Menschen orientieren: Wer Zeit für Wei-

terbildung, Ehrenamt, für die Kinder, die 

Eltern oder Partner braucht, der soll sie 

auch bekommen. Die Menschen arbeite-

ten durchschnittlich wieder länger und zu 

immer ungünstigeren Arbeitszeiten – viel-

fach ohne Ausgleich. Mit der Regelung zur 

befristeten Teilzeit, mit dem Recht zur 

Rückkehr auf die vorherige Arbeitszeit ist 

ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-

tung gemacht. Wir freuen uns, dass der 

Gesetzentwurf zur so genannten Brü-

ckenteilzeit diese Woche im Bundestag 

debattiert wird – und die Regelungen 

schon ab nächstem Jahr gelten sollen. 

Eins ist ganz deutlich geworden: Gerade 

vor dem Hintergrund von Globalisierung 

und Digitalisierung brauchen wir verbind-

liche Regeln zur Arbeitszeit und mehr Mit-

bestimmung dringender denn je. Die SPD 

steht für gute Arbeit ein. Gute Arbeitsbe-

dingungen zu schaffen bedeutet auch, der 

Arbeitszeit Grenzen zu setzen. 

 

Unsere Region 

Murger Zukunftsgespräch mit 

Felix Finkbeiner  

 
 

 

Kein Geringerer als Felix Finkbeiner wird 

zu Gast sein beim nächsten Murger Zu-

kunftsgespräch am 15. Oktober in der 

Murgtalhalle. Das Zukunftsgespräch fin-

det unter dem Motto „Weil ich länger lebe 

als Du“ statt und gerne möchte ich Sie an 

dieser Stelle auf diese sowohl spannende 

als auch sicherlich inspirierende Veran-

staltung aufmerksam machen und zum 

Mitmachen einladen. Felix Finkbeiner hat 

als damals Neunjähriger im Jahr 2007 die 

Initiative „Plant-for-the-Planet“ gegrün-

det hat. Im Rahmen dieser Initiative von 

Kindern und Jugendlichen setzen sich 

diese für globale Gerechtigkeit und mehr 

Klimaschutz ein, vor allem durch zahlrei-

che Baumpflanzaktionen. Felix Finkbeiner 

ist mittlerweile weltweit unterwegs, stellt 

seine Initiative vor und berichtet vom sei-

nem Engagement für den Klimaschutz. 

Ich freue mich ganz besonders, dass er zu 

uns an den Hochrhein kommt und uns von 

seinen Visionen und Ideen berichtet.  

 

Murger Zukunftsgespräch 

mit Felix Finkbeiner 

Montag, den 15.10.2018 

um 18:30 Uhr, Murgtalhalle in Murg 

 

Eintritt frei. Die Initiative Murg im Wan-

del freut sich über Spenden.  

 

Um Voranmeldung per E-Mail 

(mail@plantfortheplanet-murg.de) oder 

per Telefon (+49 7763 8899) wird ge-

beten. 

 

Weitere Informationen zu der Veranstal-

tung in Murg finden Sie unter: 

 

https://www.plantfortheplanet-

murg.de/ 

 
 

 

 

Bewegung bei Vonovia 

Schwaketenstraße Konstanz 

Vonovia hat mir zugesichert, sich sowohl 

um soziale als auch wirtschaftliche Härte-

fälle zu kümmern. Außerdem begrüße ich, 

dass die Vonovia prüft, neue sozialgebun-

dene Wohnungen zu erstellen. Seit mei-

nem vor-Ort-Besuch der Wohnungen in 

Konstanz im vergangenen Juli befinde ich 

mich mit der Vonovia im Gespräch. In die-

sem Rahmen kam es auch zu einem per-

sönlichen Austausch mit dem Vorstand 

mailto:mail@plantfortheplanet-murg.de
https://www.plantfortheplanet-murg.de/
https://www.plantfortheplanet-murg.de/
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des Unternehmens, Klaus Freiberg, in 

Berlin. Klaus Freiberg berichtete mir über 

den Sachstand der Modernisierung und 

das weitere Vorgehen. Unter anderem 

wurde mir zugesichert, dass kein Mieter 

nach Abschluss der Modernisierungsmaß-

nahmen aufgrund von Mieterhöhungen 

seine Wohnung würde verlassen müssen. 

Vor diesem Hintergrund verpflichtete sich 

die Vonovia freiwillig, die umlagefähigen 

Modernisierungskosten auf 8% und 3 

Euro pro Quadratmeter zu deckeln. Zu-

sätzlich habe ich mich für Härtefallrege-

lungen eingesetzt. Das Unternehmen be-

stätigte mir, mit den Mietern zu reden und 

an der Vereinbarung sozialer Regelungen 

zu arbeiten. 

 

Ich verlasse mich darauf, dass diese bei-

den Zusagen sehr bald und in rechtsver-

bindlicher Form getroffen werden, damit 

die Mieterinnen und Mieter wissen, was 

auf sie zukommt. Außerdem erwarte ich 

ein korrigiertes Anschreiben mit genauer 

Aufschlüsselung darüber, welche Maß-

nahmen als Modernisierung und welche 

als Instandsetzung bzw. Instandhaltung 

zählen. Hierbei ist insbesondere darauf zu 

achten, dass wenn die Vonovia KfW-För-

dermittel erhält, diese aus den Moderni-

sierungskosten herauszurechnen sind. 

 

Darüber hinaus teilte der Vorstand der 

Vonovia mit, dass der Neubau von sozial-

gebundenen Wohnungen geprüft wird. 

Ich halte dies für einen nachhaltigen Lö-

sungsvorschlag für alle Beteiligten: Be-

standsmieter werden durch soziale Rege-

lungen geschützt, während gleichzeitig 

neuer und bezahlbarer Wohnraum für zu-

künftige Mieterinnen und Mieter geschaf-

fen wird. 

 

In Bezug auf den heute, am 21.09.18, 

stattfindenden Wohn- und Mietgipfel im 

Bundeskanzleramt ist es klar, dass 

Deutschland mehr bezahlbaren Wohn-

raum braucht. Weitergehende Bau- und 

Mietrechtsänderungen sind bis jetzt im-

mer an der Blockade der Union geschei-

tert. Insofern bin ich gespannt auf die Ini-

tiative einiger Bundestagsabgeordneter 

der Südwest-CDU, die sich für eine Ände-

rung der Wohnungsbaupolitik auf Bun-

desebene ausspricht. 

Unterstützung für den Be-

triebsrat im Maggi-Werk in 

Singen  

Am 18. September fand im Maggi-Werk in 

Singen ein Warnstreik statt. Bereits am 

Tag zuvor habe ich mich mit dem Be-

triebsrat getroffen, um mir vor Ort anzu-

hören, was ein multinationaler Konzern 

mit so viel Macht – wie Nestlé – in Singen 

plant. Mir ging es vor allem darum zu er-

fahren, ob und inwiefern diese Planungen 

etwas mit Stellenabbau und nachhaltiger 

Unternehmenspolitik des Konzerns zu tun 

haben. Ebenso wie der Betriebsrat finde 

ich es nicht nachvollziehbar, wenn ein rie-

siger Konzern mit jährlichen Milliardenge-

winnen eine Politik macht, die mit Nach-

haltigkeit nichts zu tun hat. Und dabei 

geht es nicht nur darum, dass der Jahres-

bericht auf Ökopapier gedruckt wird. 

Nachhaltigkeit muss auch am Arbeitsplatz 

umgesetzt und im gesamten Unterneh-

men gelebt werden. Eine langfristige 

nachhaltige Strategie muss wichtiger sein 

als eine kurzfristige Rendite. Ich sehe ge-

nerell auch einen Trend seitens der Anle-

ger, die mehr und mehr Wert auf Nach-

haltigkeit legen. 

 

Ich freue mich aber vor allem auch zu se-

hen, wie sich die Arbeitnehmerschaft hier 

demokratisch organisiert. Es ist wichtig, 

dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer sich vertreten fühlen, wenn es 

um bestimmte unternehmerische Ent-

scheidungen geht. Wenn die Menschen 

das Gefühl haben, dass ohne Mitsprache 

über sie hinweg entschieden wird, ist das 

nur Wasser auf die Mühlen der Populisten. 

Der Einsatz des Betriebsrats ist für mich 

auch ein starkes Zeichen für gelebte De-

mokratie! 
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Schülergruppe aus Laufen-

burg im Deutschen Bundes-

tag  

 
 

Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-

stufe 10 der Hans- Thoma-Schule Laufen-

burg trafen die SPD-Bundestagsabgeord-

nete und Parlamentarische Staatssekre-

tärin Rita Schwarzelühr-Sutter in Berlin. 

Die Diskussion mit der Politikerin im Paul-

Löbe-Haus mit anschließendem Besuch 

der Reichstagskuppel bildete einen Höhe-

punkt der von der Lehrerin Nathalie Do-

niat und den Lehrern Oliver Baumgartner 

und Stefan Müller organisierten Studien-

fahrt nach Berlin. 

Nachdem die Abgeordnete den jungen 

Besuchern aus der Waldstadt eine kurze 

Einführung in den Parlamentsbetrieb und 

ihren beruflichen Alltag als Regierungs-

mitglied gab, hatten die Schülerinnen und 

Schüler die Möglichkeit, mit Fragen in die 

Diskussion einzusteigen. Dabei erkundig-

ten sich die Schülerinnen und Schüler bei 

der SPD-Politikerin vor allem nach deren 

Fachgebiet, der Klimapolitik. Bezogen auf 

die Aufkündigung des Pariser Klima-

schutzabkommens durch den US-Präsi-

denten stellte Rita Schwarzelühr-Sutter 

klar, dass die Folgen des Klimawandels 

alle Menschen betreffen: „Donald Trump 

verpasst die Chance, sein Land zu moder-

nisieren. Das darf uns nicht passieren.“ 

 

Großes Interesse zeigten die Schülerin-

nen und Schüler auch an der aktuellen 

politischen Lage und dem Umgang mit der 

AfD im Deutschen Bundestag. Hier schil-

derte die Parlamentarische Staatssekre-

tärin auf Nachfrage ihre persönlichen Ein-

drücke von der Regierungsbank: „So ner-

vös habe ich die Stimmung im Plenum 

noch nie erlebt. Die politische Auseinan-

dersetzung hat eine persönliche Ebene 

angenommen, die unsere Verantwortung 

und Vorbildfunktion als Parlamentarier 

untergräbt.“ Sie sehe die Aufgabe der 

Bundestagsabgeordneten vielmehr darin, 

gegenseitig Sachargumente auszutau-

schen und Politik für die Menschen zu ma-

chen. 

 

Deshalb sei ihr auch der Austausch zwi-

schen Politikern und Jugendlichen wich-

tig, um ein Verständnis für die Relevanz 

demokratischer Institutionen zu schaffen 

und zu vermitteln, warum man sich für 

Politik interessieren und diese mitgestal-

ten sollte. „Ich will später nicht von mei-

nen Kindern gefragt werden: Warum habt 

Ihr nichts getan?“, gab Rita Schwar-

zelühr-Sutter den Schülerinnen und 

Schülern zum Abschluss mit auf den Le-

bensweg. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Liebe Leserinnen und Leser,  

 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis 

und in unserer Region möchte ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre An-
liegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit telefonisch, per E-Mail 

oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin 

besuchen Sie mich auch gerne auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen 
mir auf Twitter und Instagram!  

 

 
 

 

 

Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 

F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundes-
tag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 

F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundes-
tag.de 
 

Home:  

Facebook: 

Twitter: 

Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 

facebook.com/schwarzeluehrsutter 

twitter.com/rischwasu 

instagram.com/rischwasu/ 
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